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PRÄSIDENT SASSMANN (um 15 Uhr
11 Minuten): Ich eröffne die Sitzung. Das
Protokoll der letzten Sitzung ist geschäfts­
ol'dnungsmäßig aufgelegen; es ist unbean­
standet geblieben, demnach als genehmigt zu
betrachten.

Von der heutigen Sitzung haben sich ent­
schuldigt Herr Abg. Te s a r und die Herren
Abgeordneten Landes1rat Gen n er und Po s­
pis chi 1 wegen Krankheit.

Wir gelangen zur Beratung der Tagesord­
nung. Ich ersuche Herrn Abg. K u c h n e r,
die Verhandlung zur Zahl 597 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. KUCHNER: Hohes
Haus! Ich habe namens des Finanzausschus­
ses über die Vorlage der Landesregierung,
betreffend Voranschlag des Landes Nieder­
österreich für das Jahr 1954, Bewilligung von
Überschreitungen und Nachtragskrediten so­
wie von gegenseitiger Deckungsfähigkeit und
Zweckbindung von Voranschlagslansätzen, zu
berichten.

Der Finanzausschuß hat diese Vorlage in
Eeiner Sitzung vom 21. Juni 1954 beraten und
über Antrag des Abg. Hilgarth in der Beilage
zu dieser Vorlage auf Seite 8 4,000.000 S für
13 Krankenhäuser global bestimmt, ohne
diese Summe aufzuteilen. .

Die Herren Abgeordneten werden ersucht,
in ihrem Exemplar diese Änderung vorzu­
nehmen.

Ansonsten wurde die Vorlage unverändert
angenommen.

Hoher Landtag! Die' niederösterreichische
Landesregierung sieht sich gezwungen, mit
Rücksicht auf die große Anzahl dringendster
Vorhaben, deren Kosten in den bisher bewil-

ligten Krediten keine Deckung finden wUrden,
bei Berücksichtigung der Obsorge für die Bei­
behaltung des derzeitigen Beschäftigtenstan­
des und mit Rücksicht auf die auf die letzten
HochwaEserkatastrophen zurückzuführenden
Schäden, dem Hohen Landtag einen Antrag
auf Bewilligung von Nachtragskrediten und
Überschreitungen von Voranschlagskrediten
vorzulegen. Die Gesamtkosten dieses Nach­
tragserfordernisses belaufen srich auf
98,841.600 S.

Die Aufgliederung des Nachtragserfor­
derniss'es auf die einzelnen Voranschlags­
ansätze und die nähere Begründung der Nach­
tragskredite und Überschreitungen sind aus
der in Ihren Händen befindlichen Beilage er-
sichtlich. .

Das gesamte Nachtragserforclernis setzt
sich wie folgt zusammen: Aus Nachtrags­
krediten im außeI'ordentlichen Voranschlag
von 24,717.600 S und aus Überschreitungs­
bewilligungen im ordentlichen Haushalt von
3,650.000 S, im außerordentlichen Haushalt
von 70,474.000 S, zusammen von 74,124.000 S.
Es entfällt somit von dem Nachtragserforder­
nis auf den ordentlichen Haushalt 3,650.000 S,
auf den außerordentlichen Haushalt 95,191.600
Schilling.

Die Bedeckung der Mehrausgaben wird in
der vom Hohen Landtage in seiner Sitzung
vom 30. Mär,z 1954 bewilligten Landesanleihe
in der Höhe von 200,000.000 Sgefunden.

In zwei Fällen muß das Ersuchen um Be­
willigung der gegenseitigen Deckungsfähig­
keil gestellt werden. Zuerst bei den Voran­
schlags!ansätzen des ordentlichen Voran­
'schlages 3129-61, Beihilfen für wissenschaft­
liche Institute, und Voranschlags1ansatz
3129-63, Druckkostenbeiträge für wis,sen­
schaftliehe Arbeit'en.

Zwischen den beiden Voranschlragsansätzen
bestehen enge Wechselbeziehungen, da viel­
fach Druckkostenibeiträge für wissenschaft­
liche Arbeiten als Beihilfen für wissenschaft­
liche Institute gegeben wel'den.

Die zweite gegenseitige Deckungsfähigkeit
betrifft die Vorans-chlagsansätze des ordent­
lichen Voranschlages 462-:63, Kosten für die
Unterbringung Jugendlicher in Familienpflege,
und 462-65, Ausstattungsbeiträge an Jugend·
liehe.



656 Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 25. Sitzung am 23. Juli 1954.

Bei Entlassung eines Jugendlichen aus der
Familienpflege muß derselbe bekleidungs­
mäßig ausgestattet werden. Diese Ausstat­
tungsbeiträge werden zum Teil zwangsläufig
bei Voranschlagsansätz 462-63 verrechnet.
Um nun den bei Voranschlagsansatz 462-63
hierdurch entstehenden Ausfall decken zu
können, muß die gegenseitige Deckungsi'ähig­
~eit der heiden Voranschlagsansät'ze bean­
tragt werden.

Die Förderungsmaßnahmen des Landes be­
stehen zu einem Teil in der Begebung von
Darlehen,so ins,besondere bei den Voran­
schlagsansät:zen des außerordentlichen Vor­
anschlages 63-62, F1Ur sonstige Siedlungs­
zwecke, 63-63, F1ür soootige Wohnbauför­
derung, 7319-64, Beiträge zu den Kosten für
Kleinkraftanlagen und Elektroversorgung,
7319-90, Beiträge für die Elektroversorgung
von Siedlungen, 7319--91, Wohnbauhilfe für
klein- und mittelbäuerHche Betriebe, und der
Voranschlagsansätze des ordentlichen Voran­
schlages 7319-64, Beiträge zu den Kosten
für Kleinkraftanlagen und Elektroversorgung,
7319-65, Besitzfestigung, und 7319-67, Not­
standsmaßnahmen umd Unterstützungen aus
Anlaß von Elementarschäden.

Die rückfließenden Rückzahlungsraten sol­
len nunmehr den Zwecken wieder zugeführt
werden, für derem Zweckbestimmung die Dar­
lehen seinerzeit gegeben wurden. Es ist daher
notwendig, die Kredite der vorgenannten Vor­
anschlags,ansätze insoweit überschreiten zu
lassen, als Rückzahlungsraten auf Darlehen
einlaufen, die seinerzeit aus diesen Voran­
schlagskrediten gegeben wurden.

Eine weitere ,Überschreitungsbewilligung
ist bei Voranschlagsansatz 2111, Sonder­
schule für Körperbehinderte in Wiener Neu­
stadt, erforderlich. Die Erhaltung dieser
Schule erfolgt aus Beiträgen der verpflichteten
Länder. Es muß daher die Möglichkeit ge­
geben werden, die Ausgaben der Anstalt dann
zu überschreiten, falls und soweit die Bei­
träge der Länder erhöhte Einnahmen ergeben.

Bei einzelnen Einrichtungen des Fürsorge­
wesens, der Jugendhilfe und Fürsorgeerzie­
hung sowie des Gesundheitswesens ergeben
sich durch einen höheren Zöglings- bezie­
hungsweise Pfleglingsstand als im Voranschlag
angenommen Mehreinnahmen. Dieser erhöhte
Zöglings- bzw. Pfleglingsstand bedingt zwangs­
läufig im Sachaufwand Mehrausg'aben. Die
Höhe der Mehreinnahmen kann derzeit nicht
festgestellt werden. Die Ausgaben für den
Sachaufwand betragen durchschnittlich fünf­
zig Prozent des Gesamtaufwandes. Es müßten
daher in den Fällen, als solche Mehrein­
nahmen an Verpflegskosten infolge Mehrbelag
vorhanden sind, die entsprechenden Aus-

gabenvoranschlagsansätze hinsichtlich der
Sachausgaben um 50 Prozent dieser Mehrein­
nahmen überschritten werden dürfen.

Es liegen Ihnen, meine verehrten Damen
und Herren des Hohen Hauses, die Aufteilung
auf die einzelnen VomnschIagsansätze und die
Begründungen für die Nachtragskredite und
für die ÜberschreitungsbewiIIigungen vor. Ich
glaube, ich kann es mir daher ersparen, dielse
Ziffern zu verlesen.

Ich bring1e daher den Antrag des Finanz­
ausschusses zur Verlesung, welcher lautet
(liest) :

Der Hohe Landt:ag wolle bes.chließen:

,,1. Im außerordentlichen Voranschlag des
Landes Niederösterreich für das Jahr 1954
wird die Eröffnung von neuen Voranschlags­
ansätzen, wie sie in der .Beilage im Abschnitt I
angeführt sind, und mit dem in der Beilage
genannten Nachtragskrediten in der Gesamt­
höhe von 24,717.600 S bewilligt.

2. Die Überschreitungen im ordentlichen
Voranschlag von 3,650.000 S und im außer­
ordentlichen Voranschlag von 70,474.000 S,
wie sie in der Beilage in Abschnitt II auf­
geschlüsselt sind, werden bewilligt.

3. Die gegenseitige Deckungsfähigkeit der
Voranschlagsansätze des ordentlichen Voran­
schlages des Landes Niederösterreich .für das
Jahr 1954, 13) Voranschlagsansatz 3129-61,
Beihilfen für wissenschaftliche Institute, und
3129-63, Druckkostenbeiträge für wissen­
schaftliche Arbeiten, und b) Voranschlags­
ansatz 462-63, Kosten für die Unterbringung
Jugendlicher in Familienpflege, und 462-65,
Ausstattung~beitrage an Jugendliche, wird
genehmigt.

4. Um die Beiträge der eingegangenen und
eingehenden Rückzahlungsraten der aus den
Kreditm des ordentlichen Voranschlages für
das Jahr 1954 bei den Voranschlagsansätzen
7319-64, Beiträge zu den Kosten für
Kleinkraftanlagen und Elektroversorgungen,
7319-65, Besitzfestigung, 7319-67, Not­
standsmaßnahmen und Unterstützungen aus
Anlaß von Elementarschäden, und bei den
Voranschlagsansätzen des außerordentlichen
VoranscMages 63-62, Für sonstige Sied­
lungs:zwecke, 63-63, Für sonstige Wohnbau­
förderung, 7319--64, Beiträge zu den Kosten
für Kleinkraftanlagen und Elektroversorgun­
gen, 7319-90, Beiträge für die Elektrov:er­
sorgung von Siedlungen, und 7319-91, Wohn­
bauhilfe für klein- und mittelbämerliche
Betriebe, gegebenen Darlehen können die
Kredite dieser Voranschlagsansätze über­
schritten werden.

Soweit diese E.innahmen im laufenden
Jahre keine Verwendung finden, sind s'ie übel'

""'T'
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Ich bitte nun, die Bemtungen über diesen
Antrag zum Voranschlag durchzuführen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Es liegt keine
Wortmeldung vor. (Nach Abstimmung): A n­
ge nom men.

Somit ist die Tagesordnung der heutigen
Sitzung erledigt.

Es werden folgende Ausschüsse ihre Sitzun­
gen abhalten: Der Unterausschuß des Ver­
fassungsausscbussres Dienstag, den 27. Juli
1954, um 9.30 Uhr im Herrens,aal.; der Ver­
fassungsausschuß Mittwoch, den 28. Juli 1954,
um 10.30 Uhr im HeI'rensaa1.

Die nächste Sitzung wird auf schriftlichem
Wege bekanntgegeben werden.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 15 Uhr 25 lIlin.)

Rücklagen der Verwendung im nächsten
Jahre zuzufiühren.

5. Insoweit sich :bei Einnahmevoranschlags­
ansatz 2111, Sonderschule für Körperbehin­
derte in Wiener Neustadt, Mehreinnahmen
ergeben, kann der Kredit des Ausgabenvor­
anschlagsansatlzes 2111, Sonderschule für
Körperbehinderte in Wiener Neustadt, um den
Betrag übers,chritten werden.

6. Die Sachams,gabenkredite der Einrich­
tungen des Fürsorgewesens und der Jugend­
hilfe und Fürsorgeerziehung (Gruppe 4) so­
wie des Gesundheits'wesens (Gntpp:e 5) dürfen
um 50 Prozent der Mehreinnahmen, die sich
aus einem erhöhten Eingang an Verpflegs­
gebühren infolge Überbelages gegenüber der
im Voranschlag für das Jahr 1954 angenom­
menen Zahl ergeben, überschritten werden."


